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Die Umweltbewegung in Deutschland hat ihrem Namen alle Ehre gemacht
und einiges bewegt – nicht nur im Hinblick auf den erreichten Stand 

des Umweltschutzes, sondern auch auf die Modernisierung von Politik 
und Gesellschaft. Heute besteht die Gefahr, daß die Umweltbewegung 

an ihren eigenen Erfolgen scheitert. Die Protagonisten der ersten Stunde
haben sich in den von ihnen selbst geschaffenen Institutionen eingerichtet,

die Dynamik von Ideen und Aktionen verliert sich allzu oft 
zwischen den Schreibtischstühlen. Business as usual erscheint 

als Zukunftsaussicht wenig erfolgversprechend. 
Wäre es daher nicht sinnvoll, in einer globalen Perspektive 

über die Prioritäten einer zeitgemäßen Umweltpolitik zu debattieren? 
Sollte Umweltpolitik nicht vielmehr als Zukunftspolitik verstanden 

und zusammen mit der Zukunftsfähigkeit etwa der Steuer- und
Sozialversicherungssysteme thematisiert werden? Was können andere

Politikbereiche aus den Erfahrungen der Umweltdebatte lernen? 
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Umweltpolitik: Innovation und Erfolg
Mehr als 40 Jahre nach dem Beginn der

modernen Umweltbewegung, der in der
öffentlichen Wahrnehmung mit der Publi-
kation von Rachel Carsons Buch Silent
Spring 1962 zusammenfällt, ist in Deutsch-
land und in Europa die Umwelt ein ent-
scheidendes Ressort moderner Regierungs-
politik. Die Abfall-, Wasser-, Naturschutz-,
Atom- und Chemieverwaltungen arbeiten
effektiv, mehr als eine Million Arbeits-
plätze hängen vom Umweltschutz ab 1),
und die Debatten um Klimaschutz oder
den Atomausstieg finden sich wie selbst-
verständlich auf den Titelseiten der Tages-
zeitungen. Diese Erfolgsgeschichte grün-
det nicht zuletzt auf Dynamik, Kreativität
und Engagement der Umweltbewegung.
Diese hat entscheidend zur Innovation der
demokratischen Institutionen beigetragen.
Die heutige gesellschaftliche Stimmungs-
lage allerdings bringt die Themen Umwelt
und Innovation nur mühsam zusammen,
sie sieht sie eher als Gegensatzpaar. So
führte der nordrhein-westfälische Mini-
sterpräsident Peer Steinbrück im Beisein

der EU-Kommissarin für Umwelt, Mar-
got Wallström, im vergangenen Jahr aus:
»Ein zentrales Hindernis für mehr Inno-
vation, Wachstum und Beschäftigung sind
überfordernde Vorschriften und aufwän-
dige Planungs- und Genehmigungsver-
fahren« [2]. Er zielte mit dieser Aussage
auf die Umweltverwaltung beim Thema
Europäische Chemikalienpolitik. In das
gleiche Horn stieß die Titelstory der deut-
schen Wochenzeitschrift Der Spiegel vom
Frühjahr 2003 über die notwendige Re-
form der demokratischen Institutionen in
Deutschland, die ausgerechnet am Beispiel
des Dosenpfandes zugespitzt wurde [3]. 

Der vorliegende Beitrag beschreibt die
im Kontext der Umweltdebatte entwickel-
ten Innovationen, geht der Frage nach,
welche Perspektiven sich für Umweltbe-
wegung und Umweltpolitik für die näch-
sten Jahre ergeben und erörtert zum Ab-
schluß ihre Übertragbarkeit auf andere
Politikfelder.

Unbestritten ist, daß die Umweltpolitik
vor einem Wandel steht. Die Sorge um
Arbeitsplätze, soziale Sicherung und Ter-
rorismus berührt die Menschen mehr als
das Umweltthema. In den Zahlen des
jüngsten Eurobarometer [4] gehört nur für
zwei Prozent der Befragten der Umwelt-
schutz zu den zwei wichtigsten Themen –
beim Thema Arbeitslosigkeit beträgt dieser
Anteil dagegen 42 Prozent (in Deutsch-

land sogar 63 Prozent). Dem Ansatz, Um-
weltthemen gemeinsam mit ökonomi-
schen und sozialen Perspektiven unter
dem Label der Nachhaltigkeit zu disku-
tieren, ist bisher nur begrenzter Erfolg be-
schieden: Die Finanzierung von Lokale-
Agenda-21-Prozessen und -Büros wird
zurückgefahren und auch der Rat für
Nachhaltige Entwicklung der deutschen
Bundesregierung hat bisher nur eine ge-
ringe öffentliche Resonanz.

Bewahren oder Erneuern
Angesichts dieser – für die Umweltbe-

wegung und die Umweltpolitik ernüch-
ternden – Einschätzung des Status quo er-
scheint es sinnvoll, das bisher Erreichte zu
bewerten. Dabei ist zu differenzieren zwi-
schen der lokalen und regionalen Sicht-
weise einerseits, nach der zentrale Proble-
me des Umweltschutzes hierzulande als
weitgehend gelöst angesehen werden, und
der ungelösten globalen Problematik von
Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum
und der damit verbundenen Umweltinan-
spruchnahme vor allem im Hinblick auf
Klimaveränderungen und den Rückgang
der Biodiversität.

1) Zu den Zahlen im Jahr 1998 siehe [1], die 
neuesten Zahlen von 2002 sind noch einmal um
3.8 Prozent, entsprechend 46000 Arbeitsplätzen,
erhöht (Handelsblatt, 16.04.04).
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2) "Öko-Optimisten" vertreten die Meinung, die
Umweltprobleme würden übertrieben und seien 
im wesentlichen bereits gelöst [6]. So bezeichnet
Björn Lomborg [6] die globalen Klima-Szenarios
des IPCC [7] (Intergovernmental Panel on Climate
Change, ein von WMO (World Meteorological 
Organization) und UNEP (United Nations Environ-
ment Programme) einberufener Zusammenschluß
von Wissenschaftlern) als interessengeleitet und
wissenschaftlich nicht haltbar. Eine kritische
Auseinandersetzung mit Lomborgs Buch findet
sich beispielsweise in [8]. Das deutsche Umwelt-
bundesamt nimmt unter der Internet-Adresse
www.umweltbundesamt.de/klimaschutz/Klima
skepsis-Bericht.htm Stellung zu den Argumenten
der öko-optimistischen Skeptiker (sic!). 
3) Auf die verfassungsrechtliche Dimension dieser
Frage weisen Führ und Lewin hin [15].

Die Umweltpolitik war in Deutschland
in bezug auf zentrale Probleme des medi-
alen (auf die Medien Luft, Wasser, Boden
bezogenen stofflichen) Umweltschutzes
erfolgreich. Angestoßen durch Katastro-
phen, die das öffentliche Bewußtsein stark
beeinflußten (Waldsterben, Seveso- und
Tschernobyl-Katastrophen, Seehundster-
ben) wurden unter Einsatz großer finanzi-
eller und personeller Mittel in den Berei-
chen Immissionsschutz, Störfallvorsorge,
Abwasser und Abfall, Gewässerreinhaltung
und Bodenschutz technische Lösungen
gefunden. Der derzeit noch bestehende
Handlungsdruck für die Umweltverwal-
tung resultiert weniger aus dem Druck der
Öffentlichkeit als vielmehr aus Brüsseler
Vorgaben (Wasserrahmenrichtlinie, Che-
mikalienpolitik der EU).

Für die globalen Probleme im Bereich
Klima- und Meeresschutz, Biodiversität
und Ressourcenschonung dagegen sind
technische Lösungen kaum zielführend.
Auch wenn einzelne technische Strate-
gien – etwa die untertägige Speicherung
von Kohlendioxid zur Verringerung des
Kohlendioxid-Eintrags in die Atmosphä-
re – möglicherweise Erfolge versprechen,
das westliche Wohlstandsmodell mit sei-
nem Verbrauch an Rohstoffen, seiner In-
anspruchnahme von Fläche und seinen
Emissionen läßt sich weder zeitlich (in den
nächsten Generationen) noch räumlich
(über den gesamten Globus) ausdehnen.
Da die globalen Umweltwirkungen hier-
zulande (noch) nicht zu eindeutig wahr-
nehmbaren Katastrophen geführt haben,
haben sich Umweltbewegung und Um-
weltpolitik anderer "Antreiber" bedient,
um die Problematik im öffentlichen Be-
wußtsein zu verankern. So wurden unter
dem Leitbild der nachhaltigen Entwick-
lung in den Neunzigerjahren des letzten
Jahrhunderts wachstums- und imperialis-
muskritische Debatten wiederbelebt sowie
katastrophale zukünftige Entwicklungen
wissenschaftlich beschrieben und politisch
beschworen [5]. Die Gegenbewegung ließ
jedoch nicht auf sich warten: Zunehmend
und öffentlichkeitswirksam stellen die
"Öko-Optimisten" grundlegende wissen-
schaftliche Erklärungsmuster in Frage 2).

Viele der globalen Umweltprobleme
scheinen auch mit großem technischen
Aufwand kaum erfolgversprechend anzu-
gehen. Da gleichzeitig – aufgrund leerer
öffentlicher Kassen, abnehmender Priori-
tät in der öffentlichen Wahrnehmung und
zunehmender Skepsis gegenüber wissen-
schaftlichen Erkenntnissen – die Legiti-
mationsbasis dieser zumindest im Hin-
blick auf die medialen Umweltprobleme
bisher erfolgreichen Strategie schwindet,
ist es wenig sinnvoll, eben diese Strategie
noch verstärken zu wollen. Im Gegenteil,

es bedarf großer Anstrengungen, das Er-
reichte zu bewahren. Daraus folgen zwei
Fragestellungen, die im vorliegenden Ar-
tikel reflektiert werden:

Wie läßt sich mit der derzeit konser-
vativen Strategie der Umweltpolitik in
Deutschland umgehen und was sind mög-
liche Zukunftsperspektiven?

In der Vergangenheit hat die Umwelt-
bewegung ständig Veränderungen gefor-
dert, angestoßen und ausprobiert und trug
damit entscheidend zur Modernisierung
der gesellschaftlichen Institutionen und
zur Weiterentwicklung der Zivilgesell-
schaft bei. Wie läßt sich sicherstellen, daß
sie auch in Zukunft ihre traditionelle ge-
sellschaftliche Rolle wahrnehmen kann?

Die Überlegungen beginnen mit einer
Würdigung der gesellschaftlichen Rolle
der Umweltpolitik und der Umweltbewe-
gung in Deutschland. Dies ist angebracht,
weil – und dies ist die zentrale These des
Artikels – die gesellschaftliche Innovati-
onskraft des Umweltthemas wichtige Bei-
träge für die Lösung der großen gesell-
schaftlichen Zukunftsthemen (von denen
das Umweltthema eines der wichtigsten
ist) leisten kann.

Innovationen der gesellschaftlichen
Institutionen

Unter dem Schlagwort der Ökologi-
schen Modernisierung wurde Anfang der
neunziger Jahre des letzten Jahrhunderts die
Entwicklung eines neuen Staatsverständ-
nisses angesichts der Umweltprobleme
thematisiert. Die neue Rolle des Staates in
seiner »Doppelstruktur … als mehrheits-
legitimierter bürokratischer Interventions-
mechanismus und als Initiator von Ver-
handlungsprozessen wäre ohne die ökolo-
gische Problematik unverständlich« [9].
Aus der damit verbundenen Neubestim-
mung des Verhältnisses von Staat und
Zivilgesellschaft erwuchsen praktische
Innovationen:

Bei partizipativen Bewertungs-, Klä-
rungs- und Aushandlungsverfahren wur-
den Instrumente wie Laienkonferenzen,
Fokusgruppen, Planungszelle und Um-
weltmediation entwickelt und auf stritti-
ge Umwelt- und Technikfragen angewen-
det [10]. Meilensteine sind dabei der vom
Wissenschaftszentrum Berlin (WZB) ge-
führte Diskurs zur Herbizidresistenz [11];
die vom Schweizerischen Zentrum für
Technologiefolgen-Abschätzung (Swiss-
TA) durchgeführten PubliForen [12] oder
das Mediationsverfahren zur Zukunft des
Frankfurter Flughafens [13]. Die im US-
Amerikanischen unter dem Begriff ADR
(Alternative Dispute Resolution) entwik-
kelten und inzwischen auch in Europa
etablierten Verfahren fokussierten ur-
sprünglich auf Familien-, Schul-, Nach-

barschafts- und betriebliche Konflikte.
Die Erfahrungen im Umwelt- und Tech-
nikbereich zeigen: Die Verfahren sind
auch bei öffentlichen Konflikten anwend-
bar, aber im Gegensatz zu privaten Kon-
flikten verlangen erstere andere Methoden
der Streitbeilegung. Bei privaten Konflik-
ten, beispielsweise bei Scheidungs- oder
Eigentumsfragen, sind die Konfliktpar-
teien eindeutig definierbar [14]. In öffent-
lichen Disputen hingegen beteiligen sich
mehrere Parteien und Interessengruppen:
Verbände, wirtschaftliche Akteure, Poli-
tiker. Diese stakeholder lassen sich nicht
immer eindeutig identifizieren. Zukünf-
tige Generationen, die gerade bei Um-
weltfragen direkt betroffen sind, sind am
Verhandlungstisch nicht automatisch ver-
treten. Das verhandelte Ergebnis ist zudem
nicht bindend. Die Entscheidungsmacht,
Ergebnisse umzusetzen, liegt beim Staat.
Neben der praktischen Ausgestaltung der-
artiger Verfahren gründet sich der in der
Praxis gewonnene Erfahrungsschatz vor
allem auf das Zusammenspiel von demo-
kratisch legitimierter Entscheidung und
partizipativer, deliberativer (argumenta-
tiv ausgehandelter) Entscheidungsvorbe-
reitung.3)

Der Beitrag von Netzwerken zur poli-
tischen Steuerung ist angesichts der insti-
tutionellen Schwäche des Staates im Um-
weltbereich (Stichwort Politikversagen)
erkannt, genutzt und wissenschaftlich re-
flektiert worden, wozu auch die Notwen-
digkeit globaler staatlicher Netzwerke zur
Behandlung des Ozon- oder Klimapro-
blems beigetragen hat. So schreibt Grund-
mann in einer Fallstudie zur Regulierung
ozonzerstörender Substanzen: »Es war(en)
… engagierte Atmosphärenwissenschaft-
ler, die Öffentlichkeit und Politik alar-
miert (sic!) und beim Aufbau eines wis-
senschaftlich-politischen, transnationalen
Netzwerkes besonders aktiv waren. Die
Mobilisierung korporativer Akteure, ma-
terieller und symbolischer Ressourcen wa-
ren die durchschlagenden "Argumente",
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Umweltprobleme global: Die Raumfahrt ermöglicht einen Blick von außen auf den "blauen Planeten". (Photo: PhotoDisc)

die die Politik von der Notwendigkeit des
Handelns … überzeugt hat« [16]. Neben
der Steigerung der Effektivität leisten
Netzwerke ihren Beitrag zur Legitimität,
indem sie »neue politische Beteiligungs-
möglichkeiten an transnationalen Politik-
prozessen schaffen und angesichts des
Fehlens direkt-demokratischer Strukturen
jenseits des Nationalstaats Partizipation
und Transparenz verbessern« [17].

Neben dem Staatsverständnis ist es vor
allem der gesellschaftliche Blickwinkel
auf Zeit und Raum, der sich im Zuge der
Umweltdebatte verändert hat. Der lange
Zeithorizont von Umweltwirkungen und
ihre partielle Unumkehrbarkeit trugen –
im Zusammenhang mit dem durch die
Raumfahrt möglichen externen Blick auf
den "blauen Planeten" – nicht nur zu einer
Entzauberung des Staates bei, sondern
zwangen die Politik dazu, sich auf den
langen Zeithorizont einzulassen. 

Das im deutschsprachigen Raum vor
allem aus der Umweltbewegung heraus
propagierte neue Leitbild der nachhalti-
gen Entwicklung führte mit der Forde-
rung nach Generationengerechtigkeit
dazu, daß auch andere Politikfelder, etwa
die Finanz- und Sozialpolitik unter Recht-
fertigungsdruck hinsichtlich ihrer Zu-

kunftsfähigkeit gerieten [18]. Bei der öko-
logischen Bewertung entwickelte sich
frühzeitig eine umfassende Sichtweise auf
komplexe Systeme (Ökobilanz für Pro-
dukte; Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVP) für Projekte; Öko-Audit für Stand-
orte). Ökobilanzen erzwingen eine Per-
spektive, die räumlich wie zeitlich über
die Grenzen des üblichen Betrachtungs-
raumes hinausgehen, bis hin zu Alloka-
tionsregeln bei komplexen Stoffströmen.4)

Die Bilanzierungsmethodik von Ökobi-
lanzen läßt sich auch auf den Umgang mit
anderen knappen gesellschaftlichen
Ressourcen (Geld, Fläche) anwenden, wie
das Projekt "Hoechst Nachhaltig" [19] auf-
zeigen konnte 5). Angesichts der prinzi-
piellen Unfähigkeit der Menschen, die zu-
künftige Entwicklung vorherzusehen und
der rational begrenzten Möglichkeit, Ver-
gleiche zwischen den Umwelteffekten al-
ternativer Produkte oder Technologien zu
ziehen, bieten die in der Umweltbewer-
tung entwickelten Instrumenten einen
Weg, mit hoher Komplexität umzugehen
und trotzdem nicht handlungsunfähig zu
werden [20]. 

Der Umgang mit Komplexität im Rah-
men von Ökobilanzen ist stark naturwis-
senschaftlich fundiert. Gleichzeitig trug

die Umweltdebatte dazu bei, die – zumin-
dest in der öffentlichen Wahrnehmung –
auf die Geistes- und Sozialwissenschaf-
ten beschränkte Realität von wissen-
schaftsinternen Schulen und Diskursen
sowie die Frage nach den Interessen von
Experten über die Institution des "alter-

4) Der Praxiseinsatz von Ökobilanzen erzeugt
schnell eine hohe Komplexität. Die Diskussion 
um Produkte aus der Chlorchemie verdeutlicht
dies beispielhaft: Ist die Natronlauge ein "Koppel-
produkt" der Chlorerzeugung, oder verwertet 
(wie historisch richtig) die Chlorchemie nur die
Reststoffe aus der Natronlaugegewinnung? Die
Antwort entscheidet darüber, zu welchen Anteilen
die Emissionen der Chlor-Alkali-Elektrolyse den
beiden Produkten – Chlor und Natronlauge –
zugerechnet werden. Allokationsregeln legen fest,
wie mit Koppelprodukten und mit Reststoffen
umzugehen ist.
5) Das Öko-Institut e.V. entwickelte 1996/97 
ein Instrument für die Hoechst AG, mit dem der
Beitrag einzelner Produkte zu einer Nachhaltigen
Entwicklung, wie sie in einem Diskursprozess 
von Hoechst und Öko-Institut definiert wurde,
beschrieben werden kann (PROSA – Product
Sustainability Assessment). Dieses ermittelt im
Rahmen einer Ökobilanz die Umweltwirkungen
und analog mit gleicher Methodik die sozialen 
und wirtschaftlichen Effekte, die mit Herstellung
und Anwendung des Produktes in bestimmten
Regionen verbunden sind. 
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nativen Experten" 6) nun auch in der Na-
turwissenschaft zu etablieren. Unter dem
passenden Titel "Öffnung der Wagen-
burg" beschreiben Heine und Mautz [21]

die Veränderungen von Wahrnehmungen
und Denkhaltungen innerhalb der Chemie-
industrie, die diese Entwicklung reflek-
tieren: »Und auch wenn die industriellen
Experten zunächst geneigt sein mögen,
die "unsachlichen Motive" nur auf der
Seite der Gegenexperten auszumachen,
unterminiert es doch auch den eigenen
Anspruch auf Sachangemessenheit und
Objektivität, sofern er sich wie selbstver-
ständlich auf das pure Faktum wissen-
schaftlicher Ausbildung berief – und stellt
damit auch die industriellen Experten
unter Rechtfertigungszwang im Hinblick
auf ihre Interessenlage« [21a]. 

Daß die Autoren ihre Studie 1998 im
"Sakralbau" der damaligen Hoechst AG,
dem von Peter Behrens erbauten Techni-
schen Verwaltungsgebäude, vortragen
durften und die Chemiemanager in der
Diskussion selbstkritische Töne verlauten
ließen, spricht eine deutliche Sprache über
die Veränderungen, die dort stattgefunden
hatten. 

Entsprechende Auseinandersetzungen
um wissenschaftliche Expertisen fanden
auch innerhalb von Betrieben zwischen
Gewerkschaften und Unternehmensfüh-
rung statt [22]. Hennen weist auf das Di-
lemma moderner Wissensgesellschaften
hin, bei denen man einerseits »im Hin-
blick auf die dominanten Muster der ge-

sellschaftlichen Produktion und Vertei-
lung von Wissen sowie der Generierung
von gesellschaftlichen Problemlösungen
»… zu Recht von einer "Expertenkultur"
sprechen« kann, Expertenwissen aber an-
dererseits »zunehmend als unzureichend,
unsicher oder gar von subjektiven Wahrneh-
mungen und Vorurteilen geprägt« gilt [23].

Nachdem sie den Glauben an die neu-
trale und von Interessen unabhängige
technisch-naturwissenschaftliche Wahr-
heit erschüttert hatten, begannen ökologi-
sche Institute (siehe Fußnote 6) frühzeitig
mit inter- und transdisziplinärer Projekt-
arbeit, die unter dem Stichwort "sozial-
ökologische Forschung" mittlerweile von
der staatlichen Forschungsförderung in
Deutschland als Förderschwerpunkt im
Rahmen der Umwelt- und Nachhaltig-
keitsforschung formuliert wurde.

Wie das Büro für Technikfolgenab-
schätzung des Deutschen Bundestages in
einer Studie über "Langzeit- und Quer-
schnittsfragen in europäischen Regierun-
gen und Parlamenten" feststellt [24], ent-
warfen auch Regierungen und Parlamente
im Gefolge der oben beschriebenen Ent-
wicklungen in Zivilgesellschaft und Wis-
senschaft ressort- und politikfeldübergrei-
fende Strategien. Dabei wird insbesondere
auf die Gestaltung der wissenschaftlich-
technischen Entwicklung mit Hilfe der
Technikfolgenabschätzung, die Umwelt-
politik und die Umsetzungsfragen des
Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung
verwiesen, die den Autoren zufolge zur
Etablierung neuer Institutionen und Ver-
fahren zukunftsorientierter und ressort-
übergreifender Problemanalysen und Po-
litikformulierung geführt haben.

Warum war die Umweltpolitik 
ein Innovations-"Brutschrank"?

Warum trug nun ausgerechnet die Um-
weltpolitik zur politischen Neuorientie-
rung bei? Die Antworten ergeben sich zum
Teil aus den genannten Besonderheiten
des Umweltthemas: Zukunftsbezug, Poli-
tikversagen und die Notwendigkeit globa-
ler Steuerung. Die Legitimität staatlicher
Entscheidungen im Hinblick auf bestimm-
te Anlagen (Atomkraftwerke, Müllverbren-
nungsanlagen), Verfahren (gentechnische
Veränderung von Organismen) und Pro-
duktzulassungen (etwa Holzschutzmittel)
stand in Frage – und neue Beteiligungs-
formen, neue Rollenmodelle und ein
strukturierter Umgang mit Komplexität
und Expertise zeigen Wege, wie die ge-
schwundene Legitimität wieder aufgebaut
werden kann. Ein entscheidender Punkt
kommt dazu: Das Umweltthema ist frei
vom historischen Ballast etwa der Ausein-
andersetzung zwischen Kapital und Ar-
beit und bot daher eher die Möglichkeit,

neue Wege zu gehen. Auch wenn das Deu-
tungsmuster von der bösen Industrie und
dem guten, aber machtlosen Bürger an
kapitalimuskritische Deutungsmuster an-
docken half 7), so war doch immer auch
klar, daß der Lebensstil der breiten Bevöl-
kerung an sich ein ökologisches Problem
darstellt. Ein weiterer Punkt ist, daß die
Umweltproblematik ihre grundlegende
Legitimation nicht aus der Postulierung
von Ungerechtigkeit ableitet, sondern aus
(natur-)wissenschaftlicher Evidenz ver-
knüpft mit einer kaum strittigen ethischen
Fundierung. Daher mußte die Umweltpo-
litik in der Vergangenheit vergleichsweise
wenig Kraft für Rechtfertigungsdiskurse
aufwenden, sondern konnte sich auf Um-
setzungsfragen und Instrumentendebatten
konzentrieren. Daß sich dies möglicher-
weise nun ändert, wurde zu Beginn die-
ses Beitrags unter dem Stichwort "Öko-
Optimismus" angesprochen.

Die Umweltpolitik und ihre Verbündeten
Auch wenn das Umweltthema den Rah-

men für die beschriebenen sozialen Inno-
vationen bot, so heißt dies nicht, daß diese
heute in der Umweltpolitik als Standard
gelten können. So gibt es nach wie vor
ein Defizit an übergreifenden Betrachtun-
gen, an Dialogprozessen, an langfristig
tragfähigen Entscheidungen. Vor allem
erscheint es notwendig, die Prioritäten der
Umweltpolitik angesichts abnehmender
finanzieller und politischer Ressourcen
zu überdenken. Warum werden in die Ab-
wasserreinigung nach wie vor Milliarden-
beträge investiert, bis auch die letzte
Kleinstsiedlung an eine moderne Kläran-
lage angeschlossen ist, während Sonder-
abfälle (zum Beispiel belasteter Bauschutt,
Gießerei-Altsande, Öl- und Lackschläm-
me) unter dem Deckmantel des Recycling
in der Landschaft verbaut werden? 8) Wie
ist das Kosten-Nutzen-Verhältnis bei der

Moderne Zeiten: Industrie-Chemiker reflek-
tieren 1998 im "Sakralbau" der Hoechst AG, 
dem Technischen Verwaltungsgebäude,
öffentlich ihre Expertenrolle. (Quelle: 
www.tu-harburg.de/b/kuehn/pb4.html)

6) Aus der alternativen Expertenkultur heraus 
entstanden unter anderem die heute im "Ökoforum" 
zusammengeschlossenen unabhängigen Forschungs-
institute. Unter dieser Bezeichung haben sich sieben 
führende ökologisch orientierte Forschungsinstitute 
aus dem deutschsprachigen Raum 1990 zu einer
Kooperation zusammengeschlossen, die insbeson-
dere im Kontext der sozial-ökologischen Forschung 
neue Wege beschritten hat.
7) Die erfolgreiche Kopplung von Umweltfragen 
an existierende Deutungsmuster beschreiben Eisner 
und Mitautoren [25] am Beispiel ausgewählter
Umweltdebatten in der Schweiz.
8) Siehe dazu die Studie des Öko-Instituts, auf 
die in der Presseerklärung vom 22. März 2004
(www.oeko.de/presse.htm) unter dem Titel "Ver-
wertung gefährlicher Abfälle im Straßenbau und
auf Hausmülldeponien – Wie lange sind Boden
und Grundwasser vor Schadstoffen sicher?/Neue
Studie des Öko-Instituts e.V. warnt vor Risiken"
hingewiesen wird.
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Reduzierung des Stickstoffeintrags? 9) Wer
untersucht die Ökobilanz der dritten Rei-
nigungsstufe in den Kläranlagen? 10) Wer
diskutiert auf der politischen Ebene, daß
aus einer globalen Nachhaltigkeitsperspek-
tive auch in den Industrieländern neue
Konzepte für die Abwasserentsorgung
notwendig sind? 11)

Daß derart selbstkritische Fragen weni-
ger von den Vertretern der Umweltbewe-
gung, sondern eher von denjenigen ge-
stellt werden, die ein Interesse am Auf-
weichen umweltpolitischer Festlegungen
haben 12), ist ein Hinweis darauf, daß hier
eine neue Wagenburg im Entstehen be-
griffen ist.

Die Umweltbewegung, und mit ihr die
Umweltpolitik, hat im Vergleich zu ihrer
erfolgreichen und befruchtenden Rolle in
der Vergangenheit heute ihre dynamische
Funktion verloren. Es darf gefragt wer-

den, ob sich die Umweltbewegung auf der
Suche nach Verbündeten nicht zu sehr mit
den Kräften eingelassen hat, die von den
technischen und organisatorischen Lösun-
gen profitiert haben und diese Vorteile
nicht aufgeben wollen. Das Duale System
Deutschland, die Bahn AG, die Anlagen-
bauer (von Windrädern über Abgasfilter
bis zu Kläranlagen), die öffentliche Um-
weltverwaltung und nicht zuletzt das Heer
an Umweltgutachtern, Umweltingenieu-
ren, Umweltauditoren und Umweltmedia-
toren – sie alle profitierten und profitieren
davon, daß beträchtliche gesellschaftliche
Ressourcen in den Umweltsektor gelenkt
wurden. Über DIN-Normen zu Ökobi-
lanz, Öko-Audit und UVP, über ATV-
Richtlinien zur richtigen Behandlung von
Regenwasser [29], über ein Chemikalien-
Altstoffregister mit etwa 100000 Stoffen
werden Strukturen geschaffen, mit denen

sinnvolle Lösungen administrativ verfe-
stigt werden. 

Um nicht falsch verstanden zu werden:
Wer Lösungen umsetzen will, braucht
Normen, Richtlinien und Verwaltungsvor-
schriften, zumal in Deutschland. Aber je
mehr der Schutz der Umwelt zu einem
"normalen" Politikfeld wird, bei dem es
um den administrativen Vollzug politi-
scher Vorgaben geht, desto mehr ist der
moralische Impetus einer ökologischen
Avantgarde fehl am Platz. Wenn es nicht
nur um den Schutz des Klimas, sondern
auch um den Schutz der Windkraftanla-
genhersteller geht, wenn die Vorschriften
zur weitergehenden Abwasserreinigung
von der Lobbygruppe der Abwasseringe-
nieure vorangetrieben werden und wenn
das Dosenpfand zum Schutz der mittel-
ständischen Brauereien eingeführt wird,
dann hat die Umweltbewegung einerseits

9) Nach der Bilanzierung der in Schleswig-Holstein 
erzeugten Umwelteffekte wurden 1993 279000
Tonnen Stickstoff aus der Landwirtschaft frei-
gesetzt im Vergleich zu 11500 Tonnen aus Abwas-
serreinigungsanlagen. Ähnlich ist das Verhältnis
bei den Phosphat-Emissionen. Dennoch ist der
Einsatz öffentlicher Mittel auf die Verminderung
der Emissionen im Abwasser konzentriert [26].
10) Durch die Einführung der Stickstoffelimination
mittels Nitrifikation und Denitrifikation steigt die
erforderliche Fläche der Belebungsbecken etwa
auf den drei- bis vierfachen Wert im Vergleich zur
einfachen Elimination der organischen Kohlen-
stoffverbindungen. Es erschient daher lohnend, 
den damit verbundenen Einsatz an Beton, Stahl,
Fläche und Energie gegen die zu erreichende
Verminderung der Nährstoffeinträge in die 
Gewässer zu bilanzieren.
11) Mit der Siedlungswasserwirtschaft der Industrie-
länder »verbunden sind … große Investitions-,
Unterhalts- und Betriebskosten. Nährstoffe wie …
Phosphor und Stickstoff werden in diesem System
als wassergefährdende Schadstoffe und kaum als
Rohstoffe betrachtet. Bei den heutigen Marktprei-
sen für Energie, Stickstoff- und Phosphordünger 
ist diese Betrachtungsweise verständlich, entspricht 
aber nicht den Kriterien der Nachhaltigkeit. 
Die Situation wird dann dramatisch, wenn dieses 
Konzept der Siedlungswasserwirtschaft nicht wie
heute das Privileg einer kleinen Minderheit der
Weltbevölkerung in Europa und Nordamerika
bleibt, sondern für die schnell wachsenden städti-
schen Siedlungen in Asien, Lateinamerika und
Afrika zur Norm wird« [27]. 
12) Ein Beispiel dafür ist die PVC-Industrie, die
nicht nur klassische Lobbyarbeit für PVC betreibt,
sondern durch die von ihr finanzierte "Arbeits-
gemeinschaft PVC und Umwelt" Ende der Neun-
zigerjahre einen offenen Dialogprozeß mit Vertre-
tern von Umweltverbänden, Umweltjournalisten
und Wissenschaftlern unterschiedlicher Haltung
organisierte. Der Dialogkreis ließ eine Studie zur
Nachhaltigkeit von PVC durchführen [28]. 

Faultürme als Landmarken des technischen 
Umweltschutzes: Lokale und regionale
Umweltverschmutzung wurde mit techni-
schen Lösungen weitgehend beseitigt –
globale Umweltprobleme erfordern andere
Strategien. (Photo: PhotoCase)
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(endlich) gesellschaftliche Verbündete.
Andererseits wird die Notwendigkeit grö-
ßer, die unterstellten Umweltentlastungs-
effekte auch tatsächlich nachzuweisen,
um den Vorwurf der Klientel-Politik zu
entkräften. So bietet beispielsweise die
zunehmende Kritik an der Förderung von
Windkraftanlagen, die auch mit ökologi-
schen Argumenten unterlegt wird, einen
Anlaß, in einem offenen diskursiven Pro-
zeß die wissenschaftliche Faktenlage zu
klären.

Eine andere Gefahr besteht darin, daß
sich die Ansicht durchsetzt, die Umwelt-
politik (wie auch die Umweltverbände, 
-institute und parteien) habe ihre Schul-
digkeit getan und die Gesellschaft ausrei-
chend befruchtet. Viele Probleme seien
gelöst und die noch nicht gelösten Proble-
me seien – je nach Sichtweise – entweder
auf dem richtigen Weg zur Lösung oder
in Wirklichkeit kein Problem (Öko-Opti-
misten) oder prinzipiell unlösbar (Öko-
Pessimisten). Da der Autor der Meinung
ist, daß die Zukunftsfragen im Umweltbe-
reich keineswegs gelöst sind und weiterhin
gesellschaftlicher Energie und Kreativität
bedürfen, sollen nachfolgend Hinweise
zur Neu- und Umorientierung der Um-
weltpolitik gegeben werden.

Ausblicke für die Umweltpolitik
Ein Blick in die Zukunft hilft, Perspek-

tiven und Strategien zu entwickeln. Auch
wenn hier keine ausgearbeiteten Szena-
rien vorgelegt werden können, so werden
doch Ausblicke gewagt, die davon ausge-
hen, daß sich wesentliche Determinanten
in den deutschsprachigen Ländern in den
nächsten Jahren nicht grundlegend än-
dern werden: wirtschaftliche Entwicklung
auf der einen und der ökologischen Pro-
blematik zugerechnete Katastrophen auf
der anderen Seite.

Ausblick 1: Business as usual. Umweltpolitik
wird wie Verbraucherschutz-, Raumord-
nungs- oder Finanzpolitik eine normale
Fachpolitik, die keine entscheidenden ge-
sellschaftlichen Innovationsbeiträge mehr
liefert, aber auch nicht mehr den morali-
schen Impetus im Marschgepäck trägt.
Wie die Verbraucherschutz- oder die Fi-
nanzpolitik erbringt sie Integrationslei-
stungen mit dem Anspruch, in anderen
Politikfeldern intervenieren zu können.
Angesichts des abnehmenden öffentlichen
Interesses am Umweltthema wird ein bu-
siness as usual vermutlich nicht gleich-
bedeutend mit der Bewahrung heutiger
(oder gestriger) Zustände sein. Ohne öf-
fentliche Entrüstung wird die Umweltpo-
litik kaum noch Kombattanten haben, und
sie wird im alltäglichen Kampf um Mittel
und Prioritäten relativ schnell ganz hin-

ten ankommen. Für die Umwelt bedeutet
dies, daß der medial-technische Umwelt-
schutz (Kläranlagen, Müllverbrennungs-
anlagen, Abgasfilter) entsprechend der
bestehenden einschlägigen Normen und
Verwaltungsvorschriften vorerst fortge-
setzt, allmählich aber in der Konkurrenz
um knappe öffentliche Mittel zurückge-
fahren wird.

Ausblick 2: Integration statt Polarisierung. Im
Sinne einer integrativen Herangehenswei-
se hat sich die rein mediale Umweltpoli-
tik überlebt. Die ökologischen Probleme
erscheinen nicht mehr von der Produktion
(die wird verlagert), sondern vom Kon-
sum getrieben. Dies reflektierend, rücken
Bedürfnisfelder wie Ernährung, Mobili-
tät, Wohnen oder Gesundheit in den Fo-
kus [26]. Entsprechend wird die Umwelt-
politik in die entsprechenden Fachpolitiken
(Gesundheit, Landwirtschaft, Wirtschaft,
Verkehr, Bauen, Energie, Tourismus) in-
tegriert. Die Residualgrößen von Abfall-
und Abwasserentsorgung werden wie in
früheren Zeiten der Innenpolitik (Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung)
zugeordnet. Dieser Umbau kann dazu
beitragen, neben dem technischen auch
einen kulturellen Zugang zu erreichen:
Zwar ist das Umweltthema in der Mitte
der Gesellschaft angekommen, aber daß
der eigene Lebensstil Umweltprobleme
verursacht, ist kaum bewußt (»Auf Go-
mera gehen wir immer zu Fuß«). Hier
kann die Umweltverwaltung wenig bewir-
ken – und möglicherweise werden die
Fachpolitiken der Energiewirtschaft, des
Verkehrs, der Landwirtschaft oder des
Bauens von sich aus ökologischer, wenn
ihnen das ökologische schlechte Gewis-
sen auf der anderen Seite des Tischs fehlt.
Aber auch hier ist die Perspektive für die
Umwelt nicht rosig: Wenn es nicht ge-
lingt, das Umweltthema an bestehende
Diskurse (etwa im Bereich Lebensqua-
lität, gesunde Ernährung, Zukunftsvorsor-
ge) anzuschließen, bleibt auch hier nur
das Warten auf das nächste Jahrhundert-
hochwasser …

Ausblick 3: Zukunftspolitik als übergreifendes
neues Politikfeld. Erfolgversprechend er-
scheint die Verknüpfung von Umwelt- und
Zukunftspolitik [31]. Letztere hat die Auf-
gabe, die gesellschaftlichen Entwicklun-
gen und die Fachpolitiken dahingehend
zu koordinieren und zu begleiten, daß je-
weils die Generationengerechtigkeit be-
achtet wird und Entwicklungsfreiräume
(-optionen) für die Zukunft existieren.
Damit wird die Erkenntnis ernstgenom-
men, daß es bei den hiesigen und gegen-
wärtigen Umweltproblemen letztlich um
administrativen Vollzug geht und dieser

in andere Häuser übergeben werden kann
(siehe Ausblick 1). Andererseits kommen
neue Aufgaben dazu, die die Zukunftsfä-
higkeit der Finanzpolitik, der Sozialver-
sicherungssysteme, der Bildungspolitik
oder der Landesplanung sicherstellen.
Entsprechend dem Kerngehalt des Leit-
bilds der nachhaltigen Entwicklung [31]

wäre es die Aufgabe der Zukunftspolitik,
darüber zu wachen, daß Optionen sich
öffnen, und die gesellschaftliche Debatte
über mögliche Optionen zu führen. Um
die Voraussetzung dafür zu schaffen, muß
Zukunftspolitik dazu beitragen, daß sich
in der öffentlichen Meinung eine stabile
Zukunftsorientierung entwickelt. Die Pro-
bleme hinsichtlich der Generationenge-
rechtigkeit im Bereich der Altersvorsorge
in den alternden Industrieländern zeigen,
daß die bisherige Politik sich zu wenig
mit Zukunftsproblemen beschäftigt hat.
Aktuelle Diskurse, etwa zur demographi-
schen Entwicklung oder auch zum Terro-
rismus, bieten die Möglichkeit, die Zu-
kunftsorientierung zu stärken und mit den
globalen Umweltproblemen zu verknüp-
fen. So läßt sich die Frage, wie die Rente
der heutigen Kinder sichergestellt werden
soll, gut verknüpfen mit der Frage, wo das
Benzin herkommen soll, mit dem sie der-
einst ihre Mobilitätsbedürfnisse befrie-
digen. Und die Umweltprobleme in den
Slums der Mega-Cities sind verknüpft mit
der Frage, ob unsere Kinder außerhalb der
Wohlstandsregionen der Erde künftig
noch ungefährdet Urlaub machen können.

Zusammenfassend lassen sich für die
Umweltpolitik folgende Schlußfolgerun-
gen ziehen:

Die hergebrachten Strategien der Um-
weltbewegung erscheinen wenig zukunfts-
fähig: Die katastrophenorientierte Mobi-
lisierungsstrategie leidet darunter, daß es
– so zynisch es klingt – hierzulande an
Katastrophen mangelt, die in der Wahr-
nehmung der Menschen die wirtschaft-
lichen und sozialen Probleme überlagern.
Die admininstrativ-technischen Lösungs-
strategien sind hinsichtlich der globalen
Umweltprobleme an ihre Grenzen gesto-
ßen – und werden in bezug auf die loka-
len Umweltprobleme in ihrer derzeitigen
Form aufgrund knapperer Mittel in Zu-
kunft kaum mehr bezahlbar sein.

Die Umweltpolitik muß sich der kom-
munikativen Instrumente aussetzen, die
sie so erfolgreich entwickelt und erprobt
hat. Sie muß sich durch die Wissenschaft
in Frage stellen lassen und offen debattie-
ren, sie muß hergebrachte Strategien auf
den Prüfstand stellen und im Sinne glo-
baler Bilanzen Schwerpunkte setzen.

Neben diesem "internen Qualitätssiche-
rungsprogramm" sollte die Umweltpoli-
tik "Themenallianzen" mit aktuellen De-
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batten bilden. Unter dem thematischen
Dach der Zukunftsfähigkeit läßt sich der
in der Umweltdebatte entwickelte gesell-
schaftliche Innovationspool auch in weite-
ren Politikfeldern nutzbringend anwenden.

Anwendung in anderen Politikfeldern
Wir erleben derzeit einen rapiden Rück-

gang der Legitimität von politischen Ent-
scheidungen im Umgang mit gesellschaft-
lichen Ressourcen und deren Verteilung.
Sozialversicherungssysteme, Steuern, Um-
gang mit Arbeitssuchenden und Bildung
sind Stichworte der aktuellen Reformde-
batte. Ähnlich den Auseinandersetzungen
um Umwelt- und Technikfragen bleibt
dem Staat zunehmend nur die Rolle des
Moderators der gesellschaftlichen Akteu-
re, treten Experten und Gegenexperten in
den Medien auf, erscheint die Komple-
xität der Systeme übergroß und konkur-
rieren Langfristüberlegungen (Stichwort
demographische Zeitbombe) mit kurzfri-
stigen Zielen. 

Am Beispiel eines Dialogs um kommu-
nale Gebühren konnte gezeigt werden,
daß deliberative Verfahren auch bei Kon-
flikten um knappe finanzielle Ressourcen
mit Erfolg einsetzbar sind [32]. In die ent-
sprechende Richtung zeigen die Erfah-
rungen mit öffentlich verhandelten kom-
munalen Haushalten [33]. Anstatt – wie
derzeit in Deutschland zu beobachten –
willkürlich zusammengesetzte Kommis-
sionen auf nationaler Ebene zu schaffen
(zu den Themen Arbeitslosigkeit und So-

zialversicherung) erscheint es lohnend,
die Erfahrungen der partizipativen Tech-
nikfolgenabschätzung, die mit Laien- und
Bürgerkonferenzen auch auf nationaler
Ebene gewonnen werden konnten, auf
diese Themen zu übertragen.13)

Im Bereich der Gesundheitspolitik ist
der Umgang mit Komplexität im Zu-
sammenhang mit der Legitimierung von
Lasten und Zugriffsrechten ein zentrales
Problem. Wer hat warum welche Kosten
zu tragen? Wie setzen sich diese Kosten
zusammen, wie werden sie zugeordnet?
Die derzeit in Deutschland geführte Dis-
kussion um Kopfpauschale und Bürger-
versicherung läßt sich ebenso als Diskus-
sion über Allokationsregeln im Sinne der
Ökobilanz verstehen wie die Gestaltung
des Steuersystems. Die bei Umweltbe-
wertungen entwickelte Methodik läßt sich
gewinnbringend übertragen, um die De-
batten zu strukturieren.

Im Bereich der Umwelteffekte hat die
Auseinandersetzung zwischen Expertise
und Gegenexpertise dazu beigetragen,
daß in der Öffentlichkeit ein rationales
Verhältnis zu naturwissenschaftlichen Er-
kenntnissen herrscht. Dagegen sind die
Aussagen der Ökonomie kaum Gegen-
stand eines öffentlich wahrnehmbaren
wissenschaftlichen Diskurses. So wurden
beispielsweise die Zahlen zu den aufgrund
eines Ausbaus des Frankfurter Flughafens
zu erwartenden zusätzlichen Arbeitsplät-
zen in der Öffentlichkeit zwar angezwei-
felt. Während aber in der Lärmwirkungs-

forschung eine fundierte wissenschaftli-
che Debatte um Möglichkeiten und Gren-
zen der wissenschaftlichen Erkenntnis
sowie um die Interessen der Experten
stattgefunden hat, vermißte man eine ähn-
liche Debatte bei den Gutachten um die
Arbeitsplatzeffekte.

Die Erfahrungen hinsichtlich der Wirk-
samkeit unterschiedlicher Instrumente
ließe sich ebenfalls übertragen: Die lang-
jährige Instrumentendiskussion in der
Umweltbewegung hat gezeigt, daß es auf
die Problemkonstellation ankommt, ob
Ordnungsrecht, ökonomische Instrumen-
te oder ausgehandelte Vereinbarungen ziel-
führend sind. Das technisch in Deutsch-
land bis jetzt leider unausgereifte road
pricing durch die Lkw-Maut ist ein erster
Schritt, die zunehmenden Probleme in der
Mobilität anzugehen. Ein weiteres Instru-
ment könnte bei zunehmendem Problem-
druck der Handel mit Entfernungs-Zerti-
fikaten sein, die für den Transport von
Fracht europaweit gehandelt werden kön-
nen – auch zwischen die Schiene und die
Straße nutzenden Anbietern. 

Analog dem Umweltaudit kann ein
"Zukunfts-Audit" eingerichtet werden,
dem sich Krankenkassen, Rentenversi-
cherungsanstalten und Kämmereien, aber
auch Energiekonzerne regelmäßig unter-
ziehen müssen. Genauso können "Zu-
kunfts-Verträglichkeitsprüfungen" bei
neuen Gesetzen und Kassentarifen eine
sorgfältige Überprüfung der Auswirkun-
gen auf nachfolgende Generationen lei-
sten. In Streitfällen können Mediations-
verfahren auf regionaler bis nationaler
Ebene durchgeführt werden.

Die in der Umweltdebatte erprobten In-
strumente, wie Laienkonferenzen, Öko-
bilanzen, Experten-Wettstreit und Media-
tionsverfahren, sind geeignet, strittige und
komplizierte Sachverhalte auch aus ande-
ren Sektoren der Politik fair und transpa-
rent zu behandeln. Sie können weiterhin
dazu beitragen, daß der einzelne Bürger
sich wieder ernstgenommen fühlt und
demzufolge auch die notwendig geworde-
nen Maßnahmen mitträgt – ganz gleich,
ob es die konsequente Getrenntsammlung
von Verpackungsabfällen oder das ehrli-
che Ausfüllen der Steuererklärung betrifft.

Die Umweltpolitik (und mit ihr die Um-
weltbewegung) steht vor einem grund-

Gute Windkraft – böse Windkraft? Die Umweltbewegung hat endlich gesellschaftliche
Verbündete gefunden – und läuft Gefahr, ihren Errungenschaften gegenüber unkritisch 
zu werden. (Photo: PhotoDisc)

13) Peter Sloterdijk formuliert in seiner Festrede
zum zehnjährigen Bestehen der TA-Swiss: »Tech-
nikfolgenabschätzung ist sozusagen eine Einwan-
derungsbehörde, welche Hinweisen auf mögliche
Nebenwirkungen und Risiken nachgeht, die neuen
Zuwanderern, sprich Innovationen, in die Republik
der Maschinen anhaften« [34]. Erweitert man den
Technikbegriff um die organisatorischen Lösungen
gesellschaftlicher Probleme, dann wird die Über-
tragbarkeit deutlich. 
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sätzlichen Wandel der Rahmenbedingun-
gen. Dieser Wandel beinhaltet das Poten-
tial für Zukunftsfähigkeit in einem dop-
pelten Sinne – für die eigene Zukunft der
Umweltpolitik im Interesse des Umwelt-
schutzes und für die Zukunft des Gemein-
wesens generell aufgrund der von ihr mit-
entwickelten Instrumente. Voraussetzung
ist aber, daß die Umweltpolitik sich nicht
zunehmend gemeinsam mit den über
50jährigen Alt-Umweltbewegten in die
mit Subventionen finanzierte Öko-Nische
begibt. Dies wäre das Horrorszenario: Im
Jahre 2020 übernehmen die Recycling-
Branche und die Windindustrie die Rolle
der heutigen Gruben und Werften.
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